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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

mit zwei Gesetzesvorhaben, dem Fachkräftezuwanderungs- und 

dem Duldungsgesetz, wollen wir die Migrations- und 

Integrationspolitik in Deutschland zukunftsfähig gestalten. 

Bereits zu Zeiten Gerhard Schröders wurde an einem solchen 

Gesetz gearbeitet und mittlerweile verschließt auch die CDU 

nicht mehr die Augen vor der Realität. Der Wohlstand 

Deutschlands ist ohne die Qualifizierung und Weiterbildung von 

inländischen und europäischen Fachkräften sowie einer 

transparenten Anwerbung von Fachkräften aus  Drittstaaten 

langfristig gefährdet. Mit dem Duldungsgesetz schaffen wir 

Berufschancen für gut integrierte Geduldete in unserem Land, 

damit die Potenziale derer, die bereits hier sind, auch genutzt 

werden. 

Immer weiter häufen sich Fälle der Aushebelung von Arbeit-

nehmerrechten in der Paketbranche. Es ist höchste Zeit, dass 

gegen diese Missstände vorgegangen wird. Wir wollen die 

Unternehmen in die Pflicht nehmen und mit der Ausweitung der 

sog. „Nachunternehmerhaftung“ die Sicherung von Arbeit-

nehmerrechten und einen fairen Wettbewerb in der Branche 

gewährleisten. 

Die Bedeutung der psychotherapeutischen Behandlung im 

Deutschen Gesundheitssystem nimmt stetig zu. Um die 

Versorgung auch zukünftig zu gewährleisten, planen wir die 

Psychotherapie zu einem universitären Masterstudium mit einer 

staatlichen Abschlussprüfung, der Approbation, zu machen. 

Weitere Informationen hierzu finden Sie auf den folgenden 

Seiten. 

Um die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr zu stärken beraten 

wir derzeit in erster Lesung das sog. Bundeswehr-

Einsatzbereitschaftsstärkungsgesetz. Mehrere Maßnahmen 

sollen das Dienstrecht der Soldaten flexibilisieren, die soziale 

Absicherung von Bundeswehrangehörigen verbessern und zur 

wettbewerbsgerechten Gestaltung der Gehalts- und 

Besoldungsstrukturen beitragen. Zudem haben wir die Einsätze 

in Mali sowie am Horn Afrikas verlängert.  

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie ein schönes Wochenende. 

Ihre    
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Statement 
der Woche 
 

„Erinnern heißt, eines Gesche-

hens so ehrlich und rein zu ge-

denken, dass es zu einem Teil 

des eigenen Innern wird. Das 

stellt große Anforderungen an 

unsere Wahrhaftigkeit.“ 
Richard von Weizsäcker, ehem. Bundespräsident, 

in seiner Rede vom 8. Mai 1985 zum 40. Jahrestag 

der bedingungslosen Kapitulation der deutschen 

Wehrmacht. 

  
Highlights 

der nächsten Wochen 
 

 

 

 

 

 

 

Wann Wo Was 

 
Fr . ,  
17 .0 5.  

 
Tags -
üb e r  
 

 
De ut sc he r  
Bu nd e sta g  

 
Bes uc h e i n er  G r up p e 
au s  de m Wa h lkr e is  
 

 
Sa . ,  
18 .0 5.  

 
11 .0 0  
Uh r-  
12 .3 0  
Uh r  
  

 
Bra ue re i  
Hart le b,  
Maro ld sw ei sac h  

 
Kre i sd e l i g i er t en ve r -
samm l un g  mi t  
Ne uwa h le n d er  SP D 
Has sb e rg e  
 

Über „Klimawandel: Herausforderungen für den 
Katastrophenschutz“ hat die SPD-Bundestags-
fraktion am heutigen Mittwoch zusammen mit 
rund 250 Teilnehmern und Teilnehmerinnen von 
Hilfsorganisationen, Feuerwehren, der Polizei und 
dem THW aus ganz Deutschland diskutiert. Wir be-
teiligen seit vielen Jahren die Organisationen am 
politischen Prozess. Aus meinem Wahlkreis nah-
men Daniel Schirmer (l.) und Jürgen Geisel (r.) für 
den BRK-Kreisverband Haßberge an unserer sog. 
„Blaulichtkonferenz“ teil.  

Vielen Dank für Ihr Kommen, für Ihr Engagement 
und noch einen guten Aufenthalt hier in Berlin!  

 

Bild: Büro Sabine Dittmar 
 

Treffen der SPD-Landesgruppe Bayern mit dem 
Schweizerischen Botschafter Dr. Paul Seger am 
10.05.2019. Das Treffen diente der Festigung des 
freundschaftlichen Verhältnisses und der Diskus-
sion zu tagesaktueller Politik beider Länder. 

 

Bild: SPD-Landesgruppe Bayern 
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TOP-THEMA 

DEUTSCHLAND 
BEKOMMT EIN 
MODERNES 
EINWANDERUNGS-
GESETZ 

 
Die SPD-Fraktion hat mehr als 20 Jahre 

darum gekämpft, die Union war immer 

dagegen, doch jetzt kommt es endlich: 

Deutschland bekommt ein Fachkräf-

teeinwanderungsgesetz. Der Bundestag 

hat am Donnerstag in erster Lesung über 

einen Gesetzentwurf der Koalition bera-

ten. 

 

Damit wird erstmals die Einwanderung in 

den Arbeitsmarkt nicht nur für Hochqua-

lifizierte, sondern auch für alle Fach-

kräfte mit Berufsausbildung geöffnet und 

effektiv gesteuert. Denn klar ist: Zusätzli-

che Fachkräfte sind ein Fundament für 

unseren künftigen wirtschaftlichen Erfolg 

und garantieren so soziale Sicherheit für 

alle in Deutschland. 

 

Die Koalition schafft nun klare Regeln, 

wer aus Drittstaaten (Staaten, die nicht 

zum europäischen Wirtschaftsraum ge-

hören) kommen kann, und wer bleiben 

darf. 

 

Andrea Nahles, Vorsitzende der SPD-

Bundestagsfraktion, ist sicher: „Das wird 

die Akzeptanz für die dringend benötigte 

Zuwanderung von Fachkräften erhöhen“. 

 

In vielen Branchen und Regionen gibt es 

Vollbeschäftigung, und schon jetzt sind 

1,6 Millionen Stellen längerfristig unbe-

setzt – Tendenz steigend. Deutschland 

braucht zusätzliche Fachkräfte. 

 

Für die SPD-Fraktion steht deshalb die 

gute Aus- und Weiterbildung der Be-

schäftigten in Deutschland an erster 

Stelle. Dafür hat sie auch das Qualifizie-

rungschancengesetz auf den Weg ge-

bracht, das die Weiterbildung von Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmern im 

Strukturwandel fördert und setzt sich für 

die richtigen Rahmenbedingungen ein, 

etwa die Vereinbarkeit von Beruf und Fa-

milie oder die Eröffnung neuer Perspek-

tiven für Langzeitarbeitslose. 

 

Öffnung des Arbeitsmarktes 

 
Wegen des demografischen Wandels 

werden diese Maßnahmen allerdings 

nicht ausreichen. „Neben der Qualifizie-

rung und Weiterbildung inländischer 

Fachkräfte und der verstärkten Anwer-

bung von Fachkräften aus den Mitglied-

staaten der Europäischen Union ist un-

sere Wirtschaft langfristig auf gut qualifi-

zierte Fachkräfte auch aus dem außer-

europäischen Ausland angewiesen", 

sagt Andrea Nahles. 

 

Aus diesem Grund öffnet die Koalition 

den deutschen Arbeitsmarkt erstmals 

vollständig auch für Menschen mit einer 

Berufsausbildung aus Drittstaaten. Wer 

ein konkretes Jobangebot hat und eine 

Qualifikation besitzt, die ihn zur Aus-

übung dieser Beschäftigung befähigt, 

kann zukünftig langfristig in Deutschland 

bleiben. Die bislang notwendige Vor-

rangprüfung fällt weg, kann aber bei Ver-

schlechterung der Arbeitsmarktlage wie-

dereingeführt werden. 

 

Mit dem vorgestellten Gesetzentwurf 

wird es künftig Fachkräften aus dem au-

ßereuropäischen Ausland erleichtert, 

eine Arbeit in Deutschland zu finden. 

Hindernisse bei der Anerkennung aus-

ländischer Berufsqualifikationen sollen 

abgebaut werden. Dafür soll das Aner-

kennungsverfahren der Bundesagentur 

für Arbeit in Zukunft vollständig im Inland 

durchgeführt werden.  

 

Im Wege eines „beschleunigten Fach-

kräfteverfahrens“ soll zudem das bisher 

aufwändige Visa-Verfahren verkürzt wer-

den. So baut die SPD-Fraktion Hürden 

ab, damit die so dringend benötigten 

Fachkräfte schneller einreisen können 

und somit auch schnell die Chance be-

kommen, sich ein Leben in unserer Ge-

meinschaft aufbauen zu können. 
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Andrea Nahles: „Damit können wir Fach-

kräfte schneller und gezielter anwerben, 

um damit Lücken, zum Beispiel bei der 

ärztlichen Versorgung oder im Hand-

werk, zu schließen“. 

 

Für IT-Spezialisten wird übrigens als ein-

zige Berufsgruppe die Möglichkeit ge-

schaffen, auch ohne formalen Abschluss 

Zugang zum Arbeitsmarkt zu erhalten. 

 

Arbeitsplatzsuche auch in 

Deutschland 

 
Die Arbeitsplatzsuche vor Ort stand bis-

her nur Akademikern offen. Jetzt sollen 

auch Fachkräfte mit abgeschlossener 

Berufsausbildung für bis zu sechs Mo-

nate einen Aufenthalt zur Arbeitsplatzsu-

che erhalten – solange sie über eine an-

erkannte Qualifikation, ausreichende 

Deutschkenntnisse und einen gesicher-

ten Lebensunterhalt verfügen. Während 

dieser Zeit kann auch eine Probearbeit 

bis zu zehn Wochenstunden, etwa in 

Form eines Praktikums, ausgeübt wer-

den. 

Darüber hinaus schafft das geplante Ge-

setz die Möglichkeit, auch zur Suche ei-

nes Ausbildungsplatzes nach Deutsch-

land zu kommen. Voraussetzungen sind 

hier neben der vollständigen Lebensun-

terhaltssicherung ein Abschluss, der zu 

einem Hochschulzugang in Deutschland 

berechtigt, gute deutsche Sprachkennt-

nisse (Niveau B2) und die Nicht-Vollen-

dung des 25. Lebensjahres. 

 

Das Gesetz stellt auch sicher, dass es 

nicht zu Lohndumping kommt. So müs-

sen Bezahlung und Arbeitsbedingungen 

der ausländischen Fachkraft denen ver-

gleichbarer inländischer Arbeitnehmer 

entsprechen. 

 

Die SPD-Fraktion will das Fachkräfteein-

wanderungsgesetz noch vor der parla-

mentarischen Sommerpause verab-

schieden. „So bekommt Deutschland ein 

modernes Zuwanderungsrecht“, sagt 

Fraktionschefin Nahles – ein großer Er-

folg für ein weltoffenes, modernes, wirt-

schaftlich erfolgreiches und sozial stabi-

les Land. 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Die SPD-Fraktion will Zuwanderung 

steuern und qualifizierte Fachkräfte für 

den Arbeitsmarkt gewinnen. Deshalb öff-

net sie den Arbeitsmarkt für alle Fach-

kräfte aus Drittstaaten mit Berufsausbil-

dung. Dafür werden Hürden bei der An-

erkennung von Berufsqualifikationen und 

der Visa-Ausstellung abgebaut und neue 

Möglichkeiten der Arbeitsplatz- und Aus-

bildungssuche im Inland geschaffen. Es 

kommt ein modernes Fachkräfteeinwan-

derungsgesetz. 

 

 

 

INNENPOLITIK 

GEDULDETE SOLLEN 
CHANCE BEKOMMEN, 
IN DEUTSCHLAND ZU 
BLEIBEN 

 
Die SPD-Fraktion hat sich gegen die 

Union durchgesetzt: Wer bereits als Ge-

flüchteter geduldet ist, einen Arbeits- o-

der Ausbildungsplatz hat und gut inte-

griert ist, soll die Chance bekommen, in 

Deutschland zu bleiben. Am Donnerstag 

hat der Bundestag in erster Lesung über 

das Beschäftigungsduldungsgesetz be-

raten. 

 

Es gibt in Deutschland viele Menschen, 

die zwar keinen Schutzstatus erhalten 

haben, aber dennoch im Land geduldet 

sind – aus ganz verschiedenen Gründen. 

Sie wollen arbeiten und sich einbringen, 

die Sprache lernen und sich integrieren. 

Manche stecken mitten in der Aus-bil-

dung oder dem Beruf. Unternehmen und 

Kollegen engagieren sich bei der In-

tegration der neuen Kollegen. 

 

„Es ist daher nicht sinnvoll, wenn wir mit 

viel Aufwand ausländische Fachkräfte 

anwerben und fit für den deutschen Ar-

beitsmarkt machen, während gleichzeitig 

gut integrierte und qualifizierte Geflüch-

tete unser Land wieder verlassen müs-

sen“, sagt SPD-Fraktionschefin Andrea 
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Nahles. Wer bereits geduldet ist, einen 

Arbeits- oder Ausbildungsplatz hat und 

gut integriert ist, soll die Chance bekom-

men, in Deutschland zu bleiben. 

 

Nahles: „Mit dem Duldungsgesetz schaf-

fen wir Perspektiven für gut integrierte 

Geduldete, damit nicht die Falschen ab-

geschoben werden.“ 

 

Qualifizierte Ausbildung in ei-

nem Mangelberuf 

 
An eine neu geschaffene 30-monatige 

Beschäftigungsduldung soll sich in Zu-

kunft die Möglichkeit anschließen, einen 

Aufenthaltstitel zu erwerben. Die bishe-

rige Frist von acht Jahren wird so deut-

lich verkürzt. Für den Erhalt einer sol-

chen Duldung müssen einige Vorausset-

zungen erfüllt sein: Die Geduldeten müs-

sen seit eineinhalb Jahren mit mindes-

tens 35 Wochenstunden sozialversiche-

rungspflichtig versichert sein, hinrei-

chend gut deutsch sprechen (Sprachni-

veau A2) und ihren eigenen Lebensun-

terhalt seit zwölf Monaten gesichert ha-

ben und weiterhin sichern können. Zu-

dem müssen sie seit zwölf Monaten ge-

duldet sein. 

 

Außerdem schafft die SPD-Fraktion die 

Voraussetzung, jungen, gut integrierten 

Geduldeten Bleibeperspektiven durch 

Bildung zu eröffnen. So werden die Re-

gelungen für die Ausbildungsduldung 

(„3+2-Regelung“) klarer gefasst. Künftig 

kann eine Duldung sieben Monate vor 

Ausbildungsbeginn beantragt und sechs 

Monate vorher erteilt werden, wenn ein 

Ausbildungsvertrag vorliegt. Die Be-

schäftigungserlaubnis erteilt die Auslän-

derbehörde künftig automatisch. 

 

Auch bei Helferausbildungen kann in Zu-

kunft eine Ausbildungsduldung erteilt 

werden, solange sich eine qualifizierte 

Ausbildung in einem Mangelberuf an-

schließt und hierfür eine Ausbildungszu-

sage vorliegt. 

 

Das Vorhaben soll parallel zum Fach-

kräfteeinwanderungsgesetz noch vor der 

parlamentarischen Sommerpause ver-

abschiedet werden. Damit bekennt sich 

die SPD-Fraktion zu denen, die bereits 

gut integriert sind und legt ein Funda-

ment für den zukünftigen wirtschaftlichen 

Erfolg des Landes. Denn Deutschland 

braucht zusätzliche Fachkräfte, um wirt-

schaftlich stark zu bleiben – und davon 

profitieren alle. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Die SPD-Fraktion hat sich gegen die 

Union durchgesetzt: Wer bereits als Ge-

flüchteter geduldet ist, einen Arbeits- o-

der Ausbildungsplatz hat und gut inte-

griert ist, soll die Chance bekommen, in 

Deutschland zu bleiben. Deshalb schafft 

das neue Beschäftigungsduldungsge-

setz Bleibeperspektiven für Erwerbstä-

tige und Auszubildende. 

 

 

 

WOHNPOLITIK 

WOHNGELDREFORM 
AUF DEN WEG 
GEBRACHT 

 
Bezahlbaren Wohnraum zu finden, wird 

immer schwieriger. Insbesondere in den 

Städten steigen die Mieten, was dazu 

führt, dass sich immer mehr Menschen 

keinen angemessenen Wohnraum mehr 

leisten können. Auf Druck der SPD-

Fraktion hat die Koalition bereits zahlrei-

che Maßnahmen auf den Weg gebracht, 

preiswerten Wohnraum zu schaffen und 

Mietwucher einzudämmen. Nun steigen 

auch die Zuschüsse für hunderttausende 

Haushalte zum Wohnen weiter. Das 

Bundeskabinett hat am Mittwoch eine 

Reform des Wohngeldes beschlossen. 

 

Mit der Reform setzt die Koalition eine 

weitere SPD-Forderung aus dem Koaliti-

onsvertrag und der Vereinbarung des 

Wohngipfels vom 21. September 2018 

um: „Bund und Länder werden das 

Wohngeld zum 1. Januar 2020 verbes-

sern. Mit einer Wohngeldreform 2020 
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soll das Leistungsniveau und die Reich-

weite des Wohngeldes gestärkt werden. 

So können die Entlastungswirkungen 

des Wohngeldes erhalten und einkom-

mensschwache Haushalte bei den 

Wohnkosten unterstützt werden.“ Der 

neue Gesetzentwurf passt das Wohn-

geld künftig an die Mieten- und Einkom-

mensentwicklung an. 

 

So wird es mehr Wohngeld für mehr 

Haushalte geben. Das ist ein wichtiger 

Schritt, um die Bürgerinnen und Bürger 

mit niedrigen Einkommen bei ihren 

Wohnkosten wirkungsvoll zu entlasten. 

Zuletzt wurde das Wohngeld zum 1. Ja-

nuar 2016 angepasst. Von der Wohngel-

dreform werden rund 660.000 Haushalte 

profitieren. Darunter sind 25.000 Haus-

halte, die bisher auf Arbeitslosengeld II, 

Sozialgeld und Sozialhilfe angewiesen 

sind. Die Leistungsverbesserungen wer-

den insbesondere Familien und Rentner-

haushalten zugutekommen. 

 

Miethöchstbeträge werden wei-

ter angehoben 
Zum anderen will die Koalition die Miet-

höchstbeträge nach Mietstufen gestaffelt 

anheben. Die Miethöchstbeträge bestim-

men den Betrag der Miete, bis zu dem 

die Miete durch das Wohngeld bezu-

schusst wird. Die Miethöchstbeträge in 

den Regionen mit stark steigenden Mie-

ten, vor allem in den Ballungsräumen, 

werden überdurchschnittlich angehoben. 

 

Mit einer neuen Mietenstufe VII wird der 

immer stärkeren Mietenspreizung und 

dem besonders hohen Mietenniveau von 

Kreisen und Gemeinden, die nicht mehr 

durch die bisherigen sechs Mietenstufen 

sachgerecht abgebildet werden konnten, 

Rechnung getragen. Damit können die 

Haushalte in Kreisen und Gemeinden mit 

einer Abweichung des Mietenniveaus 

von 35 Prozent und höher gegenüber 

dem Bundesdurchschnitt nun stärker 

durch das Wohngeld bezuschusst wer-

den. 

 

 

Mit der Stärkung des Wohngeldes 2020 

wird erstmalig eine Dynamisierung (re-

gelmäßige Fortschreibung) des Wohn-

geldes eingeführt: Das Wohngeld wird 

alle zwei Jahre an die Bestandsmieten- 

und Einkommensentwicklung ange-

passt. Dadurch bleibt die Leistungsfähig-

keit des Wohngeldes erhalten. Die Zahl 

der Wohngeldempfängerinnen und -

empfänger wird dadurch zukünftig weni-

ger schwanken. 

 

 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch 

eine Reform des Wohngeldes beschlos-

sen. Damit sollen die Höhe und die 

Reichweite des Wohngeldes verbessert 

werden – wovon insbesondere Men-

schen mit kleinem Einkommen oder 

Renten profitieren. Der neue Gesetzent-

wurf passt das Wohngeld künftig an die 

Mieten- und Einkommensentwicklung 

an. 

 

 

 

STÄDTEBAUFÖRDE-
RUNG AN AKTUELLE 
HERAUSFORDE-
RUNGEN ANPASSEN 

 
Am 11. Mai findet bundesweit der fünfte 

Tag der Städtebauförderung statt. Aus 

diesem Anlass hat der Deutsche Bun-

destag am Freitag einem Antrag der 

SPD- und der Union-Fraktion zuge-

stimmt, der den stadtentwicklungspoliti-

schen Erfolg der Städtebauförderung 

und der Nationalen Stadtentwicklungs-

politik unterstreicht. 

 

In ihrem Antrag begrüßen die Koalitions-

fraktionen die Vorgabe des Koalitions-

vertrags, die Städtebauförderung weiter-

zuentwickeln, um strukturschwache Re-

gionen und interkommunale Kooperatio-

nen besser zu fördern und den aktuellen 

Herausforderungen des Klimawandels, 
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der Digitalisierung und den gesellschaft-

lichen und wirtschaftlichen Umbrüchen 

zu begegnen. 

 

Die Städtebauförderung soll als eigen-

ständiges, eng an Problemen vor Ort ori-

entiertes Förderinstrument beibehalten, 

weiterentwickelt, flexibler ausgestaltet 

und entbürokratisiert werden. 

 

Seit 1971 unterstützt die Städtebauför-

derung erfolgreich Städte und Gemein-

den bei erforderlichen Umbauprozessen. 

Ein besonderer Schwerpunkt ist die Be-

lebung von Orts- und Stadtkernen. Dabei 

werden ländliche Regionen besonders 

berücksichtigt. Im Rahmen von aktuell 

insgesamt 2900 Maßnahmen werden so 

städtische Grün- und Freiflächen entwi-

ckelt, denk-malgeschützte Gebäude er-

halten, Sportanlagen modernisiert oder 

leerstehende Gebäude saniert. 

 

Die Koalitionsfraktionen von Union und 

SPD unterstreichen, dass die Städte-

bauförderung damit in besonderem 

Maße zur Unterstützung des sozialen 

Zusammenhalts beiträgt. 

Der Antrag fordert die Bundesregierung 

nun auf, dass der Einbezug von Bürger-

beteiligung und -mitwirkung sowie die 

Beteiligung Privater für die Umsetzung 

städtebaulicher Ziele gefördert werden 

soll. Die Bundesregierung soll prüfen, ob 

digitale Instrumente Beteiligungspro-

zesse transparenter gestalten können. 

 

Vor dem Hintergrund des aktuellen 

Wohnraumbedarfs fordern die Fraktio-

nen die Regierung auf, die Städtebauför-

derung mit der Wohnungsbauförderung 

zu verknüpfen – und so gegebenenfalls 

zur Entwicklung gänzlich neuer Wohnge-

biete beizutragen. 

 

Insgesamt gelte es, die Städtebauförde-

rung an die neuen Herausforderungen 

durch den Klimawandel, den digitalen 

Wandel, aber auch die gesteigerten An-

forderungen an die soziale Infrastruktur 

und die Sicherheit im öffentlichen Raum 

anzupassen. 

 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Der Bundestag macht in einem gemein-

samen Antrag der Koalitionsfraktionen 

auf die Erfolge der Städtebauförderung 

aufmerksam und fordert die Bundesre-

gierung auf, die Strategie vor dem Hin-

tergrund aktueller Herausforderungen 

wie dem digitalen und dem Klimawandel 

weiterzuentwickeln. 

 

 

 

VERTEIDIGUNGSPOLITIK 

SOZIALE 
ABSICHERUNG FÜR 
SOLDATEN WIRD 
VERBESSERT 

 
Am Donnerstag hat sich der Bundestag 

in erster Lesung mit dem „Entwurf eines 

Gesetzes zur nachhaltigen Stärkung der 

personellen Einsatzbereitschaft der Bun-

deswehr“ befasst. 

 

Ziel des Gesetzes ist es, die Attraktivität 

der Bundeswehr als moderne und wett-

bewerbsfähige Arbeitgeberin zu stei-

gern. Dazu sollen Rahmenbedingungen 

verbessert werden, die helfen, die Ein-

satzbereitschaft zu erhöhen. 

Im Einzelnen gehören zu den neuen Re-

gelungen: 

 

 Verbesserungen des Reservistendiensts 

durch Änderungen des Unterhaltssiche-

rungs- und des Arbeitsplatzschutzgeset-

zes. 

 Mehr Möglichkeiten zur Berufung in das 

Dienstverhältnis einer Berufssoldatin o-

der eines Berufssoldaten. 

 Verbesserung der rentenversicherungs-

rechtlichen Absicherung sowohl für Sol-

datinnen  und Soldaten auf Zeit als auch 

für Reservistendienstleistende und frei-

willigen Wehrdienst Leistende. Dieser 

Punkt ist für die SPD-Fraktion besonders 

wichtig. Außerdem wirken sich diese 

Maßnahmen nicht zuletzt auf die Perso-

nalgewinnung aus. 
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 Verbesserungen der sozialen Absiche-

rung der länger dienenden Soldatinnen 

und Soldaten auf Zeit, insbesondere 

bessere Leistungen der Berufsförderung 

bei der Eingliederung in das zivile Er-

werbsleben. 

 Ergänzung des Einsatz-Weiterverwen-

dungsgesetzes um eine Rechtsgrund-

lage für die Kostenerstattung, wenn An-

gehörige in eine Therapie der Einsatzge-

schädigten miteinbezogen werden. 

 

Im weiteren parlamentarischen Verfah-

ren wird sich die SPD-Fraktion gegen die 

geplante temporäre Aussetzung von Ar-

beitszeitvorschriften (für bestimmte ge-

nau bezeichnete Tätigkeiten) ohne Frei-

zeit- oder finanziellen Ausgleich stellen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Die Bundeswehr kann ihre vielfältigen 

Verpflichtungen heute und morgen nur 

dann sicher und gut erfüllen, wenn sie 

über qualifiziertes Personal verfügt. Das 

Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstär-

kungsgesetzes, das der Bundestag in 

erster Lesung beraten hat, soll die perso-

nelle Einsatzbereitschaft der Bundes-

wehr nachhaltig stärken, zum Beispiel, 

indem die soziale Absicherung verbes-

sert wird. 

 

 

 

MANDATE DER 
BUNDESWEHR 
VERLÄNGERT 

 
Der Bundestag hat am Donnerstag in na-

mentlicher Abstimmung drei Auslands-

einsätze der Bundeswehr verlängert: die 

MINUSMA-Mission in Mali, die Ausbil-

dungsmission in Mali und die Beteiligung 

an der EU-Operation ATALANTA. 

 

MINUSMA-Mission in Mali 

 
Mali ist Kernland der Sahelzone und 

spielt damit eine Schlüsselrolle für Stabi-

lität und Entwicklung der gesamten Sa-

hel-Region. Auch weil Terrorismus und 

irreguläre Migration an Grenzen nicht 

haltmachen. Die Stabilisierung Malis ist 

ein Schwerpunkt des deutschen Enga-

gements in der Sahel-Region und ein 

wichtiges Ziel der Afrikapolitik der Bun-

desregierung. 

 

Die UN-Mission MINUSMA spielt dabei 

eine Schlüsselrolle. Zu den Kernaufga-

ben des deutschen Engagements in Mali 

gehören, die Vereinbarungen zur Waf-

fenruhe und die vertrauensbildenden 

Maßnahmen zwischen den Konfliktpar-

teien sowie die Umsetzung des Frie-

densabkommens zu unterstützen und 

die Sicherheit, Stabilisierung und den 

Schutz von Zivilpersonen zu fördern. 

 

Die malische Regierung treibt die Umset-

zung des Friedensabkommens in letzter 

Zeit deutlicher voran und geht auch poli-

tische Reformen an. Im Zentrum des 

Landes unternimmt sie ernsthafte Bemü-

hungen ethnische Konflikte einzudäm-

men – was allerdings bisher noch nicht 

zu einer grundlegenden Verbesserung 

der weiterhin fragilen Sicherheitslage ge-

führt hat. Mit dem nun beschlossenen 

Antrag der Bundesregierung soll die 

deutsche Beteiligung an MINUSMA bis 

zum 31. Mai 2020 verlängert werden. Die 

personelle Obergrenze bleibt unverän-

dert bei 1100 Soldaten. 

 

Ausbildungsmission in Mali 

 
Ebenfalls beschlossen hat das Parla-

ment den Antrag der Bundesregierung 

zur Fortsetzung der Beteiligung an der 

Militärmission der EU zur Ausbildung der 

malischen Streitkräfte (EUTM Mali). Das 

Ziel der Trainings- und Beratungsmis-

sion EUTM Mali ist es, die malischen 

Streitkräfte, und künftig auch ergänzend 

die gemeinsame Einsatztruppe der G5-

Sahel-Staaten, in die Lage zu versetzen, 

selbst für die Sicherheit in der Region zu 

sorgen. 

 

Der Fokus der Mission verlagert sich per-

spektivisch stärker auf den Bereich Be-

ratung. Die militärische Grundlagenaus-

bildung wird daher schrittweise in mali-

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

9 

sche Verantwortung übergeben. Die Mis-

sion soll noch konsequenter als bisher 

Schlüsselpersonal ausbilden und parallel 

an einer weiteren Verstetigung der Bera-

tung und Ausbildung an malischen Mili-

tärschulen arbeiten. So wird das derzei-

tige und zukünftige malische militärische 

Führungspersonal insbesondere in den 

Bereichen humanitäres Völkerrecht, 

Schutz der Zivilbevölkerung und Men-

schenrechte aus- und fortgebildet. 

 

Deutschland hat am 12. November 2018 

erneut den Dienstposten des Missions-

kommandeurs von EUTM Mali übernom-

men und unterstreicht damit die Bereit-

schaft, Führungsverantwortung in einer 

EU-Mission zu übernehmen. Auch 

kommt darin die große Bedeutung der 

Region für die deutsche Außen- und Si-

cherheitspolitik zum Ausdruck. Die Per-

sonalobergrenze ist mit 350 unverändert. 

Das ist erforderlich, um die mit dem 

Dienstposten des Missionskomman-

deurs EUTM Mali verbundenen Aufga-

ben ohne Einschränkungen erfüllen zu 

können und weil die darauffolgende ös-

terreichische Führung der Mission von 

Juni 2019 an nur mit deutscher personel-

ler Unterstützung umsetzbar ist. Das 

Mandat soll bis zum 31. Mai 2020 verlän-

gert werden. 

 

Beteiligung an EU-Operation 

ATALANTA 

 
Die Piraterie am Horn von Afrika ist in 

den vergangenen Jahren mit einem we-

sentlichen Bei-trag der Operation 

ATALANTA zurückgedrängt worden. Die 

verantwortlichen kriminellen Netzwerke 

sind aber weiterhin intakt. Es kommt im-

mer noch vereinzelt zu Angriffen von Pi-

raten auf kommerzielle Schiffe, zuletzt 

am 16. Oktober 2018. Die Hauptaufgabe 

der Operation, der Schutz der Schiffe 

des Welternährungsprogramms der Ver-

einten Nationen, bleibt damit weiterhin 

bestehen. 

 

Darüber hinaus wirken der anhaltende 

Konflikt in Jemen und die Bedrohung 

durch islamistisch geprägte Terrorgrup-

pen, vor allem Al Shabaab, destabilisie-

rend. Zusätzliches Destabilisierungspo-

tenzial für Somalia bergen rivalisierende 

Interessen und Einflussnahme externer 

Akteure aus der Region bzw. den arabi-

schen Golfstaaten. 

 

Die ebenfalls in diesem Zusammenhang 

zu beobachtende Zunahme krimineller 

Aktivitäten im Seegebiet am Horn von Af-

rika hat zusätzlich negative Auswirkun-

gen auf die Sicherheitslage. Die fortge-

setzte maritime EU-Präsenz am Horn 

von Afrika leistet somit auch über die Be-

kämpfung der Piraterie hinaus einen we-

sentlichen Beitrag zur Sicherheit und 

Stabilität in der Region. 

 

Der Antrag der Bundesregierung, den 

der Bundestag am Donnerstag beschlos-

sen hat, sieht vor, die Beteiligung bewaff-

neter deutscher Streitkräfte an 

ATALANTA bis zum 31. Mai 2020 zu ver-

längern. Die Anpassung des Fähigkeits- 

und Kräftebedarfs der EU bietet 

Deutschland die Möglichkeit, die Perso-

nalobergrenze von 600 auf 400 Soldatin-

nen und Soldaten zu reduzieren, ohne 

dass es zu Einschränkungen bei der 

Mandatserfüllung kommt. Trotzdem 

bleibt Deutschland einer der Haupttrup-

pensteller. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Der Bundestag hat am Donnerstag in na-

mentlicher Abstimmung drei Auslands-

einsätze der Bundeswehr verlängert: die 

MINUSMA-Mission in Mali, die Ausbil-

dungsmission in Mali und die Beteiligung 

an der EU-Operation ATALANTA. 
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GESUNDHEITSPOLITIK 

PSYCHOTHERAPIE 
WIRD DIREKTSTUDIUM 

 
Am Donnerstag hat das Parlament in 

erster Lesung einen Gesetzentwurf zur 

Reform der Psychotherapeutenausbil-

dung beraten. Mit dem geplanten Gesetz 

soll die Ausbildung für die Versorgung 

von Menschen mit psychischen Erkran-

kungen reformiert werden. Ziel der Re-

form ist es aber auch, die Versorgung der 

Patientinnen und Patienten weiter zu 

verbessen und ihnen eine qualifizierte, 

bedarfsgerechte und flächendeckende 

psychotherapeutische zur Verfügung zu 

stellen. 

 

Es gibt aus Sicht der SPD-Bundestags-

fraktion erheblichen Reformbedarf bei 

der Ausbildung von Psychotherapeutin-

nen und -therapeuten:  

Der Bedarf an psychotherapeutischer 

Versorgung wächst in Deutschland ste-

tig, und für eine angemessene Behand-

lung erkrankter Patientinnen und Patien-

ten werden hochqualifizierte und moti-

vierte Psychotherapeutinnen und Psy-

chotherapeuten gebraucht. Der Umfang 

gestellter Diagnosen ist in der Vergan-

genheit kontinuierlich gestiegen. 

 

Um die psychotherapeutische Versor-

gung in Deutschland zu stärken, soll die 

Berufsausbildung zur Psychotherapeutin 

und zum Psychotherapeuten bzw. der 

Zugang zum Beruf zukünftig einheitlich 

und stringent strukturiert und damit auch 

attraktiver gestaltet werden. Das ge-

plante Gesetz novelliert den Ausbil-

dungsweg der Psychologischen Psycho-

therapie bzw. Kinder- und Jugendlichen-

psychotherapie. Seit dem Psychothera-

peutengesetz von 1998 ist er weitestge-

hend unverändert geblieben. 

 

Mit der Reform soll zukünftig ein eigen-

ständiges wissenschaftliches Masterstu-

dium Voraussetzung zur Erteilung der 

Approbation sein. Es wird sich strukturell 

vom bisherigen Ausbildungsweg (Stu-

dium der Psychologie mit anschließen-

der Therapieausbildung und Approba-

tion) unterscheiden und im Rahmen ei-

nes geplant fünfjährigen Hochschulstudi-

ums den Zugang zum Beruf eröffnen. 

Das Studium wird übergreifend und nicht 

alters- oder verfahrensspezifisch ausge-

richtet sein und mit einer staatlichen Prü-

fung, der Approbation, abgeschlossen. 

 

Anschließend ist der Weg zu einer ver-

fahrensspezifischen (zum Beispiel Ver-

haltenstherapie, analytische Psychothe-

rapie, tiefenpsychologisch fundierte Psy-

chotherapie, Systemische Therapie) o-

der altersorientierten Weiterbildung (zum 

Beispiel Kinder und Jugendliche oder Er-

wachsene) eröffnet. 

 

Noch offene Fragen zu klären 

 
Die neue Studienstruktur orientiert sich 

an anderen akademischen Heilberufs-

ausbildungen. Ein fragmentierter Stu-

dienverlauf zur Psychotherapeutin oder 

zum Psychotherapeuten würde somit der 

Vergangenheit angehören. 

 

Mit Blick auf den Gesetzentwurf der Bun-

desregierung bestehen für die SPD-

Abgeordneten derzeit noch offene Fra-

gen hinsichtlich der Finanzierung wäh-

rend der ambulanten Ausbildungsphase; 

sie wird im nun beginnenden Gesetzge-

bungsverfahren intensiv diskutiert wer-

den. So sollen zukünftige Strukturen ge-

schaffen werden, die die Psychothera-

peutinnen und Psychotherapeuten in 

Weiterbildung auch in die Lage verset-

zen, sich vollumfänglich ihrer Fortbildung 

zu widmen. 

 

Der Entwurf zum Psychotherapeuten-

ausbildungsreformgesetz sieht derzeit 

lediglich eine Regelung zur zukünftigen 

Ausbildung vor. Auch die Situation der 

sogenannten Psychotherapeuten in Aus-

bildung (PiA) gehört auf die Tagesord-

nung dieser Reformdiskussion. 

 

Im parlamentarischen Verfahren wird 

sich die SPD-Bundestagsfraktion dafür 

einsetzen, dass auch die Situation der 

derzeitigen PiA in den Mittelpunkt der 
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Diskussionen rückt und es Lösungen 

gibt, die eine Überforderung der Betroffe-

nen vermeidet. Es bedarf tragfähiger 

Übergangsregelungen für die PiA. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Patientinnen und Patienten mit psychi-

schen Erkrankungen sind auf eine quali-

fizierte, bedarfsgerechte und flächende-

ckende psychotherapeutische Versor-

gung angewiesen. Mit der im Bundestag 

erstmals beratenen Novellierung der 

Psychotherapeutenausbildung soll die 

Qualität der Versorgung weiter erhöht 

und der Beruf attraktiver werden. 

 

 

 

VERKEHRSPOLITIK 

MEHR VERKEHR AUF 
DIE SCHIENE 

 
Am Donnerstag hat der Bundestag erst-

mals einen Antrag der Union und der 

SPD-Fraktion beraten, der die Bundesre-

gierung zur weiteren Förderung des 

Schienenverkehrs auffordert. 

 

In ihrem Antrag begrüßen die Regie-

rungsfraktionen die Entlastung der Ei-

senbahnverkehrsunternehmen durch die 

Halbierung der Trassenpreise für den 

Güterverkehr und durch Sofortmaßnah-

men des „Masterplan Schienengüterver-

kehr“. 

 

Auch die Einführung einer bundesweiten 

Mautpflicht für LKW ab einem Gesamt-

gewicht von 7,5 Tonnen hat zu einer An-

gleichung der Wettbewerbsbedingungen 

zwischen Straße und Schiene geführt. 

 

Der Verkehrsträger Schiene hat enor-

mes Potenzial, zum Gelingen einer er-

folgreichen Verkehrswende beizutragen. 

Schon heute fährt die Bahn mehr als 90 

Prozent ihrer Transportleistung 

elektrisch. Rund 57 Prozent des 

Bahnstroms in Deutschland wurden 

2018 aus erneuerbaren Energien er-

zeugt – und dieser Anteil wird mit dem 

Angebot erneuerbaren Energien auch in 

Zukunft weiter wachsen. 

 

Vor diesem Hintergrund sind zusätzliche 

Initiativen notwendig sind, um mehr Ver-

kehr auf die klimafreundliche Schiene zu 

bringen. Dafür braucht es eine Reihe von 

Maßnahmen. Dazu zählen: 

 

 eine Überprüfung weiterer steuerlicher 

Entlastungen zur Steigerung der Wettbe-

werbs-fähigkeit des Schienenverkehrs 

 die Digitalisierung und weitere Elektrifi-

zierung des Netzes 

 Aus- und Neubaumaßnahmen 

 Investitionen in den Erhalt des bestehen-

den Netzes 

 besseren Lärmschutz, insbesondere 

durch die Ausstattung von Güterzügen 

mit sogenannten Flüsterbremsen 

 effizientere Strukturen im DB-Konzern 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Der Schienenverkehr kann eine bedeu-

tende Rolle bei einer erfolgreichen Mobi-

litätswende spielen. Der Bundestag for-

dert deshalb die Bundesregierung zu 

weiteren Maßnahmen auf, die mehr Ver-

kehr auf die klimafreundliche Schiene 

verlagern. 

 

 

 

AUSSENPOLITIK 

BEKENNTNIS ZUR 
PARTNERSCHAFT MIT 
EUROPAS ÖSTLICHEN 
NACHBARN 

 
Am Freitag hat der Bundestag einen An-

trag der SPD- und Unionsfraktion be-

schlossen, der die Bedeutung der Östli-

chen Partnerschaft (ÖP) für die Europäi-

sche Union (EU) unterstreicht. Die Koali-

tion sendet damit in unruhigen sicher-

heitspolitischen Zeiten ein Signal für eine 

umsichtige EU-Nachbarschaftspolitik mit 

seinen östlichen Partnerländern Arme-

nien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, 

der Republik Moldau und der Ukraine. 
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In ihrem Antrag fordern die Koalitions-

fraktionen die Bundesregierung auf, sich 

in der EU für eine verstärkte Zusammen-

arbeit bei der politischen und wirtschaftli-

chen Modernisierung dieser Länder ein-

zusetzen. 

 

Dabei soll sie insbesondere auf eine ge-

meinwohlorientierte Politik hinwirken. 

Dazu gehören die Achtung der Men-

schenrechte, der Schutz der Pressefrei-

heit, die entschlossene Bekämpfung von 

Korruption und des Einflusses von Oli-

garchen auf politische Entscheidungen, 

aber auch der Aufbau und die Wahrung 

einer unabhängigen Justiz sowie die Re-

form der öffentlichen Verwaltung.  

 

Erasmus+ ausbauen 

 
Die Vorteile und sozialen Verbesserun-

gen im Alltag sollen für die Menschen in 

den ÖP-Ländern direkt spürbar sein. 

Dementsprechend fordert der Antrag, 

Aus- und Weiterbildungs-programme wie 

Erasmus+ auszubauen und weitere Teile 

des gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 

und kulturellen Lebens in die Förderung 

miteinzubeziehen. 

 

Die Östliche Partnerschaft zwischen der 

Europäischen Union und ihren östlichen 

Nachbarstaaten wurde vor zehn Jahren 

am 7. Mai 2009 beschlossen. Die Grün-

dung erfolgte, um die sechs Teilnehmer-

staaten enger an die EU heranzuführen, 

sodass sich die Einzelstaaten, aber auch 

die Region, politisch und wirtschaftlich 

weiterentwickeln. In fünf ÖP-Staaten 

existieren heute sechs ungelöste Regio-

nalkonflikte, an denen Russland entwe-

der direkt beteiligt oder an einer Lösung 

nicht interessiert ist. 

 

Der Antrag fordert die Bunderegierung 

auf, den guten Ruf, den Deutschland in 

allen ÖP-Staaten genießt, intensiver zu 

nutzen, um auch im Rahmen der OSZE 

die Konflikte in der Region einer Lösung 

näher zu bringen. Russland müsse die 

territoriale Integrität, das Selbstbestim-

mungsrecht und die Unabhängigkeit der 

ÖP-Staaten uneingeschränkt respektie-

ren. 

Die deutsche Ratspräsidentschaft soll 

zum Anlass genommen werden, in eine 

Debatte einzutreten, wie die Östliche 

Partnerschaft über das Jahr 2020 hinaus 

gestaltet werden sollte. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Die Koalitionsfraktionen unterstreichen 

die Bedeutung der Östlichen Partner-

schaft für die EU. Die Bundesregierung 

wird aufgefordert, auf eine politische und 

wirtschaftliche Modernisierung der Part-

nerländer hinzuwirken, die bei den Men-

schen vor Ort konkret spürbar wird. 
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